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Informationsblatt für Anleger gemäß § 4 Abs 1 Z 1 Alternativfinanzierungsgesetz (AltFG) 
der VMF Vermögensverwaltung GmbH 
Risikowarnung:  
(a) Dieses öffentliche Angebot von Wertpapieren oder Veranlagungen wurde weder von der Finanzmarktaufsicht (FMA) noch einer anderen österreichischen 

Behörde geprüft oder genehmigt. 
(b) Investitionen in Wertpapiere oder Veranlagungen sind mit Risiken verbunden, einschließlich des Risikos eines teilweisen oder vollständigen Verlusts des inves-

tierten Geldes oder des Risikos, möglicherweise keine Rendite zu erhalten. 
(c) Ihre Investition fällt nicht unter die gesetzlichen Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungssysteme. 
(d) Es handelt sich nicht um ein Sparprodukt. Sie sollten nicht mehr als 10 % Ihres Nettovermögens in solche Wertpapiere oder Veranlagungen investieren. 
(e) Sie werden die Wertpapiere oder Veranlagungen möglicherweise nicht nach Wunsch weiterverkaufen können  

Stand: 19.06.2023 – Zahl der Aktualisierungen: 0 

 

 

TEIL A: Information über den Emittent und das geplante Projekt 

a. 
  

Identität, Rechtsform VMF Vermögensverwaltung GmbH (Nachrangdarlehensnehmer, „Anbieter“ und „Emittent“ der Vermögensanlage), 2345 Brunn am Gebirge, 
Heinrich Bablik-Straße 17,  eingetragen im Firmenbuch des Handelsgericht Wien unter FN 521624 w  

Eigentumsverhältnisse 
 

Eigentümer des Emittent sind: 
VMF Capital Invest GmbH, FN 450325 v 

(in TEUR) Nennkapital 
35.000 

Stimmrecht 
100% 

Darüber hinaus sind folgende Personen wirtschaftliche Eigentümer im Sinne des § 2 WIEReG: 
MV Privatstiftung, FN 462713 k 

Geschäftsführung 
(samt "gesetzlichen 
Vertreter") 

Christian Voithofer, geb. 26.09.1975, Leopoldsgraben 19i, 3400 Klosterneuburg vertritt selbstständig  
 

und Kontaktangaben Adresse: 2345 Brunn am Gebirge, Heinrich Bablik-Straße 17  
Telefon: +43 2236 370 135 
Mail: home@vmfimmo.at 
Anmerkung: Auf der Website der Internetplattform (https://renditeboutique.at/) können Anleger auch weitere Informationen gemäß § 4 
Abs 1 Z 2 – 4 AltFG abrufen. 
 

b. Haupttätigkeit des 
Emittenten 

 
Angebotene Produkte 
oder Dienstleistungen 

Geschäftstätigkeit des Emittenten ist Unternehmensgegenstand Immobilien- und Projektentwicklung, Kauf und Verkauf von Liegenschaften 
(in der Folge kurz als "Geschäftstätigkeit" des Emittenten bezeichnet).  

 
Die VMF Vermögensverwaltung GmbH hat in 2483 Ebreichsdorf, Vorstadtl 11 eine Wohnhausanlage bestehend aus 2 Bauteilen mit insge-
samt 15 Wohneinheiten und 27 Stellplätzen in der hauseigenen Tiefgarage errichtet. Während der Bauphase konnten bereits 5 Wohnungen 
und 5 Stellplätze verkauft werden. Die Fertigstellung der Gesamtanlage ist im Mai 2023 erfolgt, die verkauften Wohnungen wurden in die-
sem Zuge an die Käufer übergeben. Die verbleibenden Wohnungen sollen in den nächsten Monaten abverkauft werden. Die Vermarktungs-
strategie umfasst sowohl den Einzelabverkauf als auch den Globalverkauf an einen Großinvestor. Beide Strategien werden parallel verfolgt. 
Erste Gespräche mit Globalinvestoren konnten bereits gestartet werden. Das Projekt befindet sich in einer ruhigen Sackgasse nahe dem 
Zentrum von Ebreichsdorf. Die Wohnhausanlage wurde in hochwertiger Ziegel-Massivbauweise mit Vollwärmeschutz errichtet und über-
zeugt mit optimal aufgeteilten Grundrissen und hochwertiger Ausstattung. Die Wohnungen weisen Größen von 65 bis 119 m² auf und glie-
dern sich in moderne 3 und 4 Zimmer-Wohnungen. Jede der 15 Wohneinheiten verfügt über Freiflächen, wie Terrassen, Balkone oder Eigen-
gärten. Die Beheizung des Wohnhauses erfolgt mittels Fußbodenheizung mit Gaszentralheizung (Brennwertkessel) und wird durch eine 
nachhaltige Solaranlage zur Warmwassererzeugung ergänzt. Für die Phase der Vermarktung und Veräußerung wird nun Crowdinvesting-
Kapital aufgenommen, um einen Teil des eingebrachten Eigenkapitals zu refinanzieren. 

c. Beschreibung des 
geplanten Projekts, 
einschließlich seines 
Zwecks und seiner 
Hauptmerkmale 

Die Wohnhausanlage auf der Liegenschaft 2483 Ebreichsdorf, Vorstadtl 11, welche der Emittent 2023 errichtet hat, besteht aus 15 
Wohneinheiten mit einer Wohnnutzfläche von rd. 1.663 m² und 27 PKW-Stellplätzen in der hauseigenen Tiefgarage. Das Vorhaben umfasste 
die Planung und Errichtung einer Wohnhausanlage bestehend aus 2 Bauteilen und einer Tiefgarage mit dem Ziel des anschließenden Abver-
kaufs der Einheiten. Das gegenständliche Nachrangdarlehen dient in der Vermarktungs- und Veräußerungsphase der Refinanzierung von 
Eigenmitteln des Emittenten. Die von den Anlegern gewährten Nachrangdarlehen werden zur Umsetzung des Vorhabens und zur Deckung 
der Transaktionskosten dieser Finanzierung (s.u. „Kosten und Provisionen“) verwendet.  
 
Zweck des Projektes des Emittenten ist die Erzielung von Einnahmen, die über die damit verbundenen Aufwendungen hinausgehen. Der 
Emittent verfolgt die Absicht einen Gewinn zu erzielen.  
 
Hauptmerkmale des Projektes des Emittenten:  
Der Emittent ist grundbücherlicher Eigentümer von 1065/1696 Anteilen an der Liegenschaft 2483 Ebreichsdorf, Vorstadtl 11. Die Umsetzung 
des Projekts vom Ankauf über die Errichtung und den Abverkauf werden mit einem Mix aus Eigenmitteln, Crowdinvesting und Fremdmitteln 
(Bankkredit) finanziert. Die Vermarktungsphase wurde bereits gestartet und es konnten bereits 5 Wohnungen und 5 Stellplätze verkauft 

werden. Ein Globalverkauf der verbleibenden Einheiten ist geplant und erste Gespräche mit Interessenten wurde gestartet. Die voraussicht-
lichen Gesamtkosten des Projekts betragen für die verbleibenden 10 Wohnungen und 22 Stellplätze EUR 4.960.040,- , davon werden EUR 
3.700.000,- mittels Bankkredit finanziert. EUR 250.000,- (Fundinglimit) sollten aus dem Crowdinvestment aufgebracht werden, EUR 
1.010.040,- sind aus Eigenmitteln des Emittenten verfügbar bzw. wurden bereits eingebracht. 
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TEIL B: Hauptmerkmale des Angebots-Verfahrens und Bedingungen für die Kapitalbeschaffung 

 

TEIL C: Besondere Risikofaktoren 

a. Mindestziel der Kapi-
talbeschaffung im 
Rahmen des öffentli-
chen Angebots sowie 
Zahl der vom Emitten-
ten bereits nach dem 

AltFG durchgeführten 
Angebote  

Der Mindestkapitalbedarf des Emittenten beträgt EUR 50.000,- ("Funding-Schwelle"). Dies ist die erste Kapitalbeschaffung des Emitten-
ten, welche vom Anwendungsbereich des Alternativfinanzierungsgesetzes erfasst wird.  

b. Frist für die Erreichung 
des Ziels der Kapital-
beschaffung  

Die Frist für die Erreichung der Kapitalbeschaffung, in der Anleger ihre Angebote im Hinblick auf die Veranlagung abgeben können, 
endet mit Ablauf des 31.08.2023. Der Darlehensnehmer hat das Recht, die Frist bis zu einem maximalen Gesamtzeitraum von 6 Mona-
ten  gemäß Punkt 3.2 der Darlehensbedingungen zu verlängern. 

c. Informationen über 
die Folgen für den Fall, 

dass das Ziel der 
Kapitalbeschaffung 
nicht fristgerecht 
erreicht wird 

Für den Fall, dass bis zum Ende der Frist nicht zumindest ein Betrag in Höhe von EUR 50.000,- ("Funding-Schwelle" als aufschiebende 
Bedingung) erreicht wird bzw. der Betrag in Höhe von EUR 50.000,- infolge von Rücktritten von Anlegern unterschritten wird, kommt 

der Darlehensvertrag nicht zustande.  Wechselseitige Rechte und Pflichten der Vertragsparteien entfallen und der vom jeweiligen 
Anleger an den Zahlungstreuhänder überwiesene Darlehensbetrag wird an diesen unverzüglich, unverzinst und ohne Kosten zurücker-
stattet.  

d. Höchstangebotssum-
me, wenn diese sich 
von dem unter Buch-
stabe a genannten 
Zielbetrag der Kapital-
beschaffung unter-

scheidet 

Der Emittent beabsichtigt, Kapital über das Mindestziel hinaus bis zu einer Höchstangebotssumme von EUR 250.000,- ("Funding-Limit") 
von Anlegern zu sammeln. Das Funding-Limit kann jedoch mehrmalig bis zu einem Betrag in gesetzlich festgelegter Höhe von EUR  
2.000.000,00 erhöht werden.  

e. 
 

Höhe der vom Emit-
tenten für das geplan-
te Projekt bereitge-
stellten Eigenmittel 
oder Hinweis darauf, 
dass vom Emittenten 
keine Eigenmittel 
bereit gestellt werden 

Für die Tätigkeit gemäß TEIL A lit c. verwendet der Emittent über den Emissionserlös hinaus die in seinem Unternehmen vorhandenen 
Eigenmittel, die erwirtschafteten Cashflows und gegebenenfalls weitere Fremdmittel. 
 

f. Änderung der Eigen-

kapitalquote des 
Emittenten im Zu-
sammenhang mit dem 
öffentlichen Angebot.  

Durch die Aufnahme von Hybridkapital senkt sich die Eigenkapitalquote im Ausmaß zum Gesamtkapital . Zumal der Erfolg der Kapitalbe-

schaffung bei der Erstellung des vorliegenden Informationsblattes nicht absehbar ist, kann die tatsächliche Änderung der Eigenkapital-
quote nicht abschließend berechnet werden. Zudem ist zu beachten, dass die Eigenkapitalquote durch die Geschäftstätigkeit unter 
anderen Finanzierungsmaßnahmen des Emittenten ständigen Veränderungen unterliegt.  

a. 
 

Risiken im Zusam-
menhang 
 

– mit der rechtlichen 
Ausgestaltung des 
Wertpapiers oder der 
Veranlagung und dem 

Sekundärmarkt, ein-
schließlich Angaben 
zur Stellung des Anle-
gers im Insolvenzfall 
und zur Frage, ob der 

Anleger das Risiko 
trägt, für zusätzliche 
Verpflichtungen über 
das angelegte Kapital 

hinaus aufkommen zu 
müssen (Nachschuss-
verpflichtung) 
 

Der Anleger schließt im gegenständlichen Fall mit dem Emittenten einen Darlehensvertrag über ein qualifiziertes nachrangiges Darlehen 
ab. Der Anleger ist nicht berechtigt die Rückzahlung des Darlehensbetrages  und  der Zinsen  zu verlangen, solange dies beim  Emittenten 
eine lnsolvenz auslösen könnte. Weiters wird der Anleger im Falle einer Insolvenz des Emittenten nur nachrangig, d.h. nach allen 

nicht nachrangigen Gläubigern befriedigt. Darüber hinaus können lmmobilienprojekte auch scheitern oder erheblich höhere Kosten  
verursachen. 
Im schlimmsten Fall kann das vom Anleger getätigte Investment in Form eines qualifizierten Nachrangdarlehens zu einem Totalverlust 
des eingesetzten Kapitals führen. Es besteht keine Nachschusspflicht. Der Anleger sollte sich daher vor Abschluss des Darlehensvertrages 

eingehend mit den möglichen Risiken auseinandersetzen, die auf der Plattform verfügbaren Informationen, Daten und Angaben einge-
hend prüfen und hierzu Anlage-, Rechts- und Steuerexperten beiziehen.  
Das Darlehen der Anleger bzw. deren diesbezüglichen grundsätzlichen Rückzahlungsansprüche inklusive Zinsen werden über ein insol-
venzgesichertes Treuhandkonto abgewickelt. Diese Absicherung ist relativ, als auf dieser Liegenschaft bereits Pfandrechte zumindest 
eines Gläubigers des Emittenten vorrangig sichergestellt sind (kreditgebende Bank) und diese Gläubiger im Falle einer Liegenschaftsver-

wertung vor den Anlegern befriedigt werden. Es ist daher möglich, dass der Verkaufserlös der Liegenschaft für eine Befriedigung der 
Anleger nicht ausreicht bzw eine solche überhaupt nicht möglich ist. Es kommen insbesondere folgende Risiken zum Tragen: 
lnsolvenzrisiko: Darunter versteht man die Gefahr der Zahlungsunfähigkeit des Emittenten. Zahlungsunfähigkeit des Emittenten führt 
regelmäßig zu einem Totalverlust. Es gibt keine wie bei Bankeinlagen übliche Einlagensicherung oder sonstige Entschädigungseinrich-

tung.  
Risiko eines Totalverlustes: Darunter versteht man das Risiko, dass der Anleger für sein eingesetztes Kapital nichts mehr zurückbe-
kommt. 
Malversationsrisiko: Darunter ist das Risiko zu verstehen, dass es bei dem Emittenten zu strafbaren Handlungen von Mitarbei-
tern/Organen kommt. Diese können nie ausgeschlossen werden. Malversationen können den Emittenten mittelbar oder unmittelbar 
schädigen und auch zur Insolvenz des Emittenten führen. 
Klumpenrisiko: Darunter versteht man das Risiko, dass der Anleger seine lnvestments zu wenig auf mehrere Projekte streut und daher 
im Fall von Verlusten bei einem Projekt, der Großteil seines investierten Kapitals verloren geht. 
Inflationsrisiko: Darunter versteht man das Risiko, dass durch eine Entwertung bzw. Wertverringerung 
des Geldes die Realverzinsung eines Investments dramatisch sinkt.  

Nachrangigkeit der Veranlagung: Die Veranlagung ist qualifiziert nachrangig, das bedeutet, dass Forderungen des Anlegers im Fall der 
Liquidation oder der Insolvenz des Emittenten erst nach den Forderungen aller nicht qualifiziert nachrangigen Gläubiger bedient werden. 

Zahlungen aus der Veranlagung (Laufende Verzinsung, Tilgung, Bonusverzinsung) werden von dem Emittenten außerdem nur soweit 
durchgeführt, soweit sie keine Insolvenz des Emittenten bewirken und zu keinem Insolvenzgrund führen. 
Geschäftsrisiko: Der Anleger nimmt mit seinem eingezahlten Kapital an dem unternehmerischen Geschäftsrisiko teil. Der wirtschaftliche 
Erfolg des Emittenten und damit auch der Erfolg der Veranlagung kann nicht mit Sicherheit vorhergesehen werden. Aussagen und Ein-
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TEIL D: Informationen über das Angebot von Wertpapieren oder Veranlagungen 

schätzungen über die zukünftige Geschäftsentwicklung können unzutreffend werden. Der Emittent kann Höhe und Zeitpunkt von Zu- 
und Abflüssen nicht zusichern oder garantieren. Der wirtschaftliche Erfolg hängt von mehreren Einflussgrößen ab, insbesondere der 
Entwicklung des jeweiligen Marktes. Auch rechtliche und steuerliche Rahmenbedingungen können sich verändern und Auswirkungen auf 
den Emittenten haben. 

Erschwerte Übertragbarkeit: Darunter ist zu verstehen, dass Veranlagungen wie diese nur unter besonderen Bedingungen übertragbar 
sind und dass es in der Regel keinen geregelten Zweitmarkt oder Kurswert gibt. Der Anleger sollte im Sinne einer Risikostreuung und 
Risikominimierung nur jenes Kapital investieren, dessen Verlust er sich leisten kann und welches er in näherer Zukunft weder liquide 
benötigt noch zurückerwartet. Darüber hinaus sollte der Anleger seine Investitionen auf mehrere Projekte streuen. Es wird dem Anleger 

empfohlen genau zu überprüfen, ob dieses Investment für ihn geeignet ist und im Zweifelsfall von einem Investment Abstand nehmen.  
Über den Darlehensbetrag hinaus hat der Emittent im Fall der Angebotsannahme keine weiteren Ansprüche gegen den Anleger auf 
Einzahlungen (KEINE NACHSCHUSSPFLICHT) 
 

– mit der finanziellen 
Lage des Emittenten: 
 
 
 
 
Liegt negatives Eigen-
kapital vor?  

 
Liegt ein Bilanzverlust 
vor?  
 
Wurde in den vergan-

genen drei Jahren ein 
Insolvenzverfahren 
eröffnet? 

Wie unter TEIL B lit e. dargestellt, verfügte der Emittent zum 31.12.2021 über ein positives Eigenkapital von EUR 4.130.179,63. Der letzte 
offengelegte Jahresabschluss des Emittenten zum 31.12.2021 ist unter dem folgenden Link erhältlich: 
https://www.renditeboutique.at/4082. Zukünftige offengelegte Jahresabschlüsse des Emittenten werden unter  
https://www.renditeboutique.at/4082 hinterlegt. 
 
 
Es wird nicht erwartet, dass das Eigenkapital des Emittenten im laufenden Geschäftsjahr negativ abschließt. Ein negatives Eig enkapital 
des Emittenten würde ein Hindernis für die Auszahlung von Zins- und Kapitalrückzahlungen an den Anleger dar-stellen, wie genauer 
unter Teil E (b) beschrieben ist. 

 
Jahresüberschuss: EUR 233.909,54  
Verlustvortrag aus dem Vorjahren: EUR – 10.329,91 
Bilanzgewinn: EUR 223.579,63 
Nein. In den letzten drei Jahren wurde weder über den Emittenten selbst, noch über ein verbundenes Unternehmen des Emittenten (iSd 
§ 189a Abs 1 Z 8 UGB), noch über einen Eigentümer (>25%) oder die wirtschaftlichen Eigentümer des Emittenten, noch über eine andere 
Gesellschaft, an der ein Eigentümer (>25%) oder ein wirtschaftlicher Eigentümer des Emittenten beteiligt ist, ein Insolvenzverfahren 
eröffnet. 

a. 
 
 

Gesamtbetrag und Art  
der anzubietenden  
Wertpapiere oder 
Veranlagungen 

Der Emittent beabsichtigt, Kapital in Höhe von bis zu EUR 250.000,- (,,Funding-Limit') in Form von qualifiziert nachrangigen, unbesicher-
ten Darlehens (nachstehend als ,,Nachrangdarlehen" bezeichnet) aufzunehmen, die Anleger nach Maßgabe des Darlehensvertrags des 
Emittenten anbieten und bei Annahme durch den Emittenten diesen gewähren. Bei den Nachrangdarlehen handelt es sich um Veranla-
gungen im Sinne des § 1 Abs 1 Z 3 KMG. Über solche Veranlagungen werden keine Wertpapiere ausgegeben. 
 

b. 
 
 

gegebenenfalls Anga-
ben zur Laufzeit 

Die Laufzeit des Nachrangdarlehens beginnt für jeden Anleger individuell mit dem Vertragsschluss (Zeichnung des jeweiligen Anlegers) 
und endet für alle Anleger einheitlich am 01.07.2024 („Rückzahlungstag“). Der Emittent darf das Nachrangdarlehen nach seiner Wahl 
innerhalb eines Zeitraums von 6 Monaten vor und 6 Monate nach dem Rückzahlungstag zurückzahlen („Rückzahlungsfenster“). Das 
Recht zur ordentlichen Kündigung ist für die Parteien ausgeschlossen. Das Recht beider Parteien zur außerordentlichen Kündigung aus 
wichtigem Grund bleibt unberührt.  

 
Zinssatz und sonstigen 
Vergütungen für den 
Anleger 

Anleger erhalten keine gesellschaftsrechtliche Beteiligung, sondern haben den vertraglichen Anspruch, eine Verzinsung zu erzielen und 
den investierten Nachrangdarlehensbetrag zurück zu erhalten.  Ab dem Tag, an dem der Anleger den Nachrangdarlehensbetrag auf das 
Treuhandkonto einzahlt (Einzahlungstag), bis zum vertraglich vereinbarten Rückzahlungstag bzw. bis zum Tag der tatsächlichen Rückzah-
lung innerhalb des Rückzahlungsfensters verzinst sich der jeweils ausstehende Nachrangdarlehensbetrag vertragsgemäß mit einem 
Zinssatz von 9,0% p.a. (bzw. dem Bonuszinssatz iHv 9,5% p.a. bei Investition bis spätestens 15.07.2023, 23.59 Uhr) (act/360). 
Die Zinsen sind jährlich nachschüssig fällig, erstmals am 01.07.2024. Die Tilgung erfolgt endfällig zum 01.07.2024 oder innerhalb des 
Rückzahlungsfensters, frühestens zum 01.01.2024, spätestens jedoch zum 01.01.2025. Die Fälligkeit von Zinszahlungen und Kapital-
rückzahlungen an Anleger ist auch abhängig davon ob Auszahlungshindernisse vorliegen, wie näher unter Teil E (b) beschrieben ist. 
 

Maßnahmen  zur 
Risikobegrenzung,  
soweit diese nicht  

unter Buchstabe f 
angeführt sind 

keine 

c. gegebenenfalls Zeich-
nungspreis 

Der Anleger gewährt dem Emittenten ein qualifiziertes Nachrangdarlehen, dessen Höhe zwischen EUR 50,00 und EUR 5.000,00 liegt. Eine 
Überschreitung dieser Betragsgrenze nach oben ist zulässig, wenn der Anleger ein professioneller Anleger ist oder das Darlehen maximal 

dem Doppelten seines monatlichen Nettodurchschnittsgehalts oder maximal 10% seines ganzen Finanzanlagevermögens entspricht. Für 
den Anleger besteht keine Nachschusspflicht und er ist nicht verpflichtet weitere Darlehen zu gewähren. 

d. gegebenenfalls Anga-
ben dazu, ob Über-
zeichnungen akzep-
tiert werden und wie 
sie zugeteilt werden 

Darlehensangebote von Anlegern können über das Mindestziel hinaus bis zur Höchstangebotssumme ("Funding-Limit") von 
dem Emittenten angenommen werden. Darüber hinaus können keine Angebote von dem Emittenten angenommen werden und es ist 
keine Überzeichnung möglich. Über die Angebotsannahmen entscheidet der Emittent. 

e. gegebenenfalls Anga-
ben zur Verwahrung 
der Wertpapiere und 
zur Lieferung der 

Wertpapiere an Inves-
toren 

Es handelt sich nicht um ein Wertpapier. 

f. Wenn die Investition 
durch einen Garantie- 

lm vorliegenden Fall nicht zutreffend, weil es für die Veranlagung keinen Garantie- oder Sicherungsgeber gibt. Forderungen von Anle-
gern aus der Veranlagung sind unbesichert. Das bedeutet, dass weder schuldrechtliche (beispielsweise Bürgschaften, Garantien 



Seite 4 von 6 
 

 

TEIL E: Anlegerrechte, die über die in Teil D Beschriebenen hinausgehen 

oder einen Siche-
rungsgeber besichert 
ist: 
i) Angabe dazu, ob 

es sich bei dem 
Garantie- oder Si-
cherungsgeber um 
eine juristische 
Person handelt 

ii) Identität, Rechts-
form und Kontakt-
daten dieses Ga-
rantie- oder Siche-

rungsgebers 
iii) Informationen 

über Art und Be-
dingungen der Ga-

rantie oder Sicher-
heit 

und/oder Schuldbeitritte von Driften) noch sachenrechtliche Sicherheiten (Bestellung eines Pfandrechts an Vermögensgegenständen des 
Emittenten oder Dritten) zugunsten der Anleger vereinbart bzw. bestellt wurden. Für die Ansprüche der Anleger aus dieser Veranlagung 
haftet ausschließlich das verfügbare Vermögen des Emittenten. lm Insolvenzfall nimmt jeder Anleger somit am Unternehmensrisiko des 
Emittenten vollumfänglich teil. Ein Totalverlust des eingesetzten Kapitals von Anlegern kann nicht ausgeschlossen werden.  

g. gegebenenfalls feste 
Verpflichtung zum 
Rückkauf von Wertpa-
pieren oder Veranla-
gungen und Frist für 
einen solchen Rück-
kauf 

keine 

 a Mit den Wertpapieren 
oder den Veranlagun-
gen verbundene 
Rechte 

Informations- und Kontrollrechte des Anlegers beschränken sich auf jene Rechte, die dem Anleger aufgrund vertraglicher Vereinbarun-
gen mit dem Emittenten und gesetzlicher Vorschriften für das Angebot in Österreich eingeräumt werden. Da die Anleger an dem Emit-
tenten nicht gesellschaftsrechtlich beteiligt sind, stehen ihnen insbesondere gesetzliche lnformations- und Kontrollrechte von Gesell-
schaftern nicht zu.  
Gemäß Punkt 6.3 der Darlehensbedingungen ist der Darlehensnehmer verpflichtet, dem Darlehensgeber nach Möglichkeit monatlich, 

jedenfalls aber quartalsweise, auf der Plattform Informationen über den Status der Projektrealisierung, den Status der Kapitalverwen-
dung und mit Bestätigungsschreiben eines Steuerberaters über die finanzielle Gesamtsituation einschließlich einer möglichen Insolvenz-
gefahr des Darlehensnehmers zur Verfügung zu stellen. Der Darlehensnehmer  ist verpflichtet dem Darlehensgeber einmal jährlic h einen 
Jahresabschluss auf der Plattform zur Verfügung zu stellen. 
Gemäß § 4 Abs 1 und Abs 4 AltFG und § 5FernFinG hat der Anleger Anrecht auf, die Informationen in diesem Informationsblatt sowie 
weitere Informationen, die im nachstehenden Hinweis aufgelistet sind, vor Abgabe seines Darlehensangebots zu erhalten. Die Informa-
tionen müssen außerdem bei Änderungen während dem öffentlichen Angebot aktualisiert werden.  
Über die in diesem Punkt dargestellten, vertraglich vereinbarten und gesetzlichen lnformations- und Kontrollrechte hinausgehende 
Informations- und Kontrollrechte zugunsten des Anlegers bestehen nicht.  
Rücktrittsrecht: lst der Anleger ein Verbraucher, hat er das Recht, vom Nachrangdarlehensvertrag innerhalb von 14 Tagen ab dem Tag 

des Vertragsabschlusses (Annahme durch den Emittenten) zurückzutreten. Die Rücktrittserklärung ist an die VMF Vermögensverwal-
tung GmbH, z.H. Herrn Christian Voithofer per Mail an cv@vmfimmo.at oder per Brief an die Adresse Heinrich Bablik-Straße 17 in 
2345 Brunn am Gebirge zu richten. 
Macht der Anleger von seinem Rücktrittsrecht Gebrauch, hat der Emittent unverzüglich ab Zugang der Rücktrittserklärung den Darle-

hensbetrag (zuzüglich der für diesen Betrag in der Zwischenzeit allenfalls vereinnahmten Zinsen) an den Anleger zurückzuzahlen. Der 
Nachrangdarlehensvertrag steht unter der auflösenden Bedingung, dass durch Rücktritt von Anlegern der Gesamtdarlehensbetrag unter 
die Funding-Schwelle fällt; diesfalls hat der Emittent keine Zinsen zu zahlen. 
 

b. Beschränkungen, 
denen die Wertpapie-
re oder Veranlagungen 
unterliegen 

Auszahlungshindernisse: Ansprüche von Anlegern aus der Veranlagung (Zins- und Kapitalrückzahlungen) erfolgen nur dann, wenn unter 
Berücksichtigung der Forderungen sämtlicher (derzeitigen und zukünftigen) Gläubiger des Emittenten, deren Forderungen nachrangig 
gemäß § 67 Abs 3 IO sind, ein positives Eigenkapital des Emittenten vorliegt sowie unter Berücksichtigung der Forderungen sämtlicher 
(dezeitigen und zukünftigen) Gläubiger des Emittenten, deren Forderungen nachrangig gemäß § 67 Abs 3 lO sind, keine Insolvenz oder 
rechnerische Überschuldung des Emittenten vorliegt oder auslösen könnte. 
Keine gesellschaftsrechtliche Beteiligung: Die Veranlagung vermittelt keine gesellschaftsrechtliche Beteiligung an dem Emittenten. Die 
Veranlagung ist auch nicht mit Stimmrechten ausgestattet und gewährt keinerlei Mitgliedschaftsrechte, Geschäftsführerbefugnisse oder 
Mitspracherechte an dem Emittenten. Unternehmerische Entscheidungen werden immer vor dem Hintergrund bestimmter Annahmen 
über zukünftige Entwicklungen getroffen. lm Nachhinein kann sich herausstellen, dass die Entwicklungen anders verlaufen sind und 

deshalb die unternehmerische Entscheidung nicht die gewünschte Auswirkung hatte oder sogar negative Auswirkungen hat. Unterneh-
merische Fehlentscheidungen, die die Anleger nicht beeinflussen können, könnten negativen Einfluss auf die Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Emittenten und somit auf ihre Fähigkeit zur zins- und Kapitalrückzahlung aus der Veranlagung haben. 
Keine Mittelverwendungskontrolle: Den Anlegern ist es nicht möglich, die tatsächliche Mittelverwendung aus der Veranlagung zu kon-
trollieren oder gar zu beeinflussen. Es besteht jedoch eine diesbezügliche Berichtspflicht (siehe dazu TEIL E lit. a bzw. Punkt 6.1  
des Darlehensvertrages) 
 

 c. Beschreibung etwaiger 
Beschränkungen 

hinsichtlich der Über-
tragung der Wertpa-
piere oder Veranla-
gungen 

Die Veräußerung der Veranlagung ist erschwert (d.h. sie kann nur unter besonderen Bedingungen erfolgen), da zum Zeitpunkt der 

Emission der Veranlagung kein Sekundärmarkt dafür existiert und kein Kurswert gebildet werden kann. 

Verkauf: Will ein Anleger die Veranlagung verkaufen, muss er einen geeigneten Käufer finden und einen Kaufpreis vereinbaren. Eine 
Zustimmung vom Darlehensnehmer zum Verkauf und zur Abtretung im Wege der Vertragsübernahme muss nicht einholt werden. Ein 

Verkauf an die in Ziffer 10.3. der Darlehensbedingungen genannten Personen ist ausgeschlossen. Kosten: Seitens des Emittenten und 
der Internetplattform werden dem Anleger für die Veräußerung keine Kosten in Rechnung gestellt. Wird die Veranlagung verkauft, 
können in Abhängigkeit des Kaufpreises für die Anleger Erträge und Aufwendungen aus dem Verkaufserlös entstehen.  
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TEIL F: Kosten, Informationen und Rechtsbehelfe 

 
Die zur Verfügung gestellten Informationen gelten bis zur Mitteilung von Änderungen. 
 

Prüfungsvermerk 
 

Geprüft iSd § 4 Abs 9 AltFG 
(das bedeutet hinsichtlich der Vollständigkeit, Verständlichkeit sowie Kohärenz 

mit den im nachstehenden Hinweis genannten Informationen) 

am 19.06.2023 von Lisa Lorenz, Geschäftsführerin der Rendite Boutique Crowdin-
vestment GmbH, Leopold Gattringer-Straße 43, 2345 Brunn am Gebirge, FN 

560592 a 

 
 
 

 

d. Ausstiegsmöglichkei-
ten 

Das eingesetzte Kapital eines Anlegers ist, ausgenommen für den Fall einer außerordentlichen Kündigung des Darlehensvertrags aus 
wichtigem Grund, für die Dauer der Laufzeit oder- im Falle des Nichtvorliegens der Rückzahlungsvoraussetzungen zum Laufzeitende - 
darüber hinaus gebunden.  
Kündigung aus wichtigem Grund: Der Anleger kann den Nachrangdarlehensvertrag jederzeit aus den nachstehenden wichtigen Grün-
den, die in der Sphäre des Emittenten liegen, kündigen, wenn  
a)  der Darlehensnehmer unzutreffende Angaben zu Umständen macht bzw. gemacht hat, die für die Eingehung und Durchführung des 
Vertragsverhältnisses und für seine Kapitaldienstfähigkeit wesentlich sind b) es zu einer Verzögerung der Projektdurchführung kommt, 
die so gravierend ist, dass eine rentable Realisierung des Bauvorhabens unmöglich erscheint und dadurch die ordnungsgemäße Er füllung 
der sich aus diesem Vertrag ergebenden Pflichten gefährdet erscheint; 
c) der Darlehensnehmer den Darlehensbetrag zweckwidrig verwendet oder seinen Geschäftsbetrieb aufgibt; oder. 
d) der Darlehensnehmer seinen unter Ziffer 6 der Darlehensbedingungen genannten Reporting-Pflichten nicht vertragsgemäß und 
pünktlich nachkommt, wobei in diesem Fall eine Kündigung frühestens nach Ablauf von zwei Wochen nach schriftlicher Abmahnung 
zulässig ist und die Abmahnung frühestens nach einem Kulanzzeitraum von weiteren zwei Wochen ab dem vereinbarten Reporting -

Datum ausgesprochen werden darf; 
Festgehalten wird, dass eine Verschlechterung der Finanz- und Vermögenslage des Emittenten kein wichtiger Grund für eine vorzeitige 
Auflösung des Vertrages ist. 
 

e. für Dividendenwerte: 
Kapital- und Stimm-
rechtsverteilung vor 
und nach der sich aus 
dem Angebot erge-
benden Kapitalerhö-
hung (unter der An-
nahme, dass alle 
Wertpapiere gezeich-

net werden) 

Nicht anwendbar 

a. Den Anlegern im 
Zusammenhang mit 
der Investition entste-
hende Kosten; 

Für den Abschluss eines Nachrangdarlehens und die Verwendung von Fernkommunikationsmitteln werden dem Anleger keine Kosten in 
Rechnung gestellt. 
Soweit der Emittent Ansprüche der Anleger aus der Veranlagung durch Überweisungen auf ein in Euro geführtes Bankkonto einer Bank 
innerhalb der Europäischen Union erfüllt, erfolgen diese Überweisungen für den Anleger kosten- und spesenfrei. lm Falle von Überwei-

sungen auf ein Bankkonto einer Bank außerhalb der Europäischen Union, trägt der jeweilige Anleger allfällige Kosten (Bankspesen) in 
Zusammenhang mit der Überweisung. 
 

b. Dem Emittenten im 

Zusammenhang mit 
der Investition entste-
hende einmalige und 
laufende jährliche 
Kosten, jeweils in 

Prozent der Investition 

Die Vergütung für die Abwicklung über das Treuhandkonto und die Vergütung für die Vorstellung des Projekts auf der Plattform in Höhe 

von insgesamt 7 % der Gesamt-Nachrangdarlehensvaluta („Vermittlungspauschale“) wird von dem Emittenten getragen. Daneben erhält 
der Plattformbetreiber während der Laufzeit des Nachrangdarlehens als Gegenleistung für die von ihm erbrachten Verfahrens-
Dienstleistungen jährlich einen Betrag in Höhe von 1 % der Gesamt-Nachrangdarlehensvaluta („Projektmanagement-Gebühr“) sowie 
eine Vergütung für die Abwicklung der Nachrangdarlehensrückzahlung in Höhe von einmalig 0 % der Gesamt-Nachrangdarlehensvaluta 
(„Abwicklungs-Gebühr“); auch diese Vergütungen werden von dem Emittenten getragen. Die Vermittlungspauschale, die Projektma-

nagement-Gebühr und die Abwicklungs-Gebühr werden durch das Nachrangdarlehen fremdfinanziert und bilden die Transaktionskosten 
dieser Finanzierung. 

 

c. Angaben dazu, wo und 

wie zusätzliche Infor-
mationen über das 

geplante Projekt und 
den Emittenten un-
entgeltlich angefor-
dert werden können 

Das Angebotsverfahren wird in Österreich jedenfalls auf der Crowdinvesting-Plattform https://renditeboutique.at/ der Rendite Bou-

tique Crowdinvestment GmbH, FN 560592 a, Leopold Gattringer-Straße 43 in 2345 Brunn am Gebirge durchgeführt. 
Die lnformationen werden von dem Emittenten auf der/den lnternetplattform(en) selbst bereitgestellt und verwaltet. Auf der/den 
lnternetplattform(en) können interessierte Anleger während der Kapitalbeschaffung unentgeltlich weitere lnformationen über da s 
geplante Projekt und den Emittenten (und damit insbesondere die Informationen gemäß § 4 Abs 1 AltFG, die im nachstehenden Hinweis 
aufgelistet sind) abrufen. 
 

d. Stelle, bei der Ver-
braucher im Falle von 
Streitigkeiten Be-
schwerde einlegen 
können 

Schlichtung für Verbrauchergeschäfte 
Der Internet Ombudsmann,  Ungargasse 64-66/3/404, 1350 Wien, wird als außergerichtliche Streitschlichtungsstelle im Sinne des § 4 
Alternativ-Streitbeilegungsgesetzes anerkannt (www.ombudsstelle.at). 
Beschwerden können Anleger dann einlegen, wenn sie Konsumenten im Sinne des § 1 KSchG sind und ihren Wohnsitz in Österreich oder 
einem EWR-Mitgliedsstaat haben. Der Anleger muss hierfür einen konkreten eigenen Anspruch behaupten und bereits erfolglos versucht 
haben, eine Einigung mit dem Emittenten zu finden oder diesen Einigungsversuch spätestens zwei Monate nach Ei nlegen der Beschwer-
de nachholen. 
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Hinweis 
Gemäß § 4 Abs 1 Z 2 bis 4 und Abs 4 AltFG haben Emittenten neben diesem Informationsblatt noch folgende weitere Informationen zur Verfügung zu stellen:  
 
1. während des ersten Jahres der Geschäftstätigkeit die Eröffnungsbilanz, danach den aktuellen Jahresabschluss; sofern keine gesetzliche Pflicht zur Aufstellung 

eines Jahresabschlusses oder einer Eröffnungsbilanz besteht, einen Hinweis darauf 
2. den Geschäftsplan 
3. im Zusammenhang mit den angebotenen Wertpapieren oder Veranlagungen erstellte allgemeine Geschäftsbedingungen oder sonstige für den Anleger geltende 

Vertragsbedingungen  
4. Änderungen gegenüber diesem Informationsblatt sowie Änderungen gegenüber den in den Punkten 1. bis 3. genannten Dokumenten. D iese Informationen 

finden Sie auf: https://renditeboutique.at gegebenenfalls auf weiteren teilnehmenden Internetplattformen. 
 

https://renditeboutique.at/
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Informationen für Verbraucher 

gemäß § 5 und § 7 FernFinG  

Information Plattform Darlehensnehmer 

1.Angaben über den Unternehmer 

Identität, Unternehmens-
register, Registernummer 

Rendite Boutique Crowdinvestment 
GmbH, Leopold Gattringer-Straße 43, 
2345 Brunn am Gebirge, Firmenbuch des 
Handelsgerichtes als Wiener Neustadt, FN 
560592 a 

VMF Vermögensverwaltung GmbH, 
Heinrich Bablik-Straße 17, 2345 
Brunn am Gebirge, Firmenbuch des 
Landesgerichts Wiener Neustadt, 
FN 521624 w 

Hauptgeschäftstätigkeit Gewerbliche Vermögensberatung in Form 
des Betriebs einer Crowdinvesting-
Plattform 

Vermögensverwaltung 

Aufsichtsbehörde Bezirkshauptmannschaft Mödling, 2340 
Mödling, Bahnstraße 2 

Keine Genehmigungspflicht der 
Tätigkeit 

Anschrift 2345 Brunn am Gebirge, Leopold Gattrin-
ger-Straße 43 

2345 Brunn am Gebirge, Heinrich 
Bablik-Straße 17 

Name des Vertretungsbe-
rechtigten 

Geschäftsführer: Ing. Dominic Lorenz 
Geschäftsführer: Lisa Lorenz, MA 

Geschäftsführer: Christian Voithofer 
 

2.Angaben über die Finanzdienstleistung 

2.1. Wesentliche Merkma-
le der Finanzdienstleistung 

Unentgeltliche Nutzung (auf Basis einer 
Registrierung) einer Internetplattform zur 
Vermittlung von Finanzinstrumenten 

Unbesicherter, festverzinslicher 
Nachrangdarlehensvertrag mit qua-
lifiziertem Rangrücktritt und vorin-
solvenzlicher Durchsetzungssperre 
zur Finanzierung von Immobilien-
Projekten; Festlaufzeit bis zum 
01.07.2024; Zinssatz 9,5% p.a bis 
zum 15.07.2023, 23:59 Uhr, ab dem 
16.07.2023, 00:00 Uhr 9,0% p.a., 
Zinszahlung jährlich nachschüssig 
am dem 01.07.2024, Tilgung endfäl-
lig zum 01.07.2024 mit der Möglich-
keit der Rückzahlung durch den 
Darlehensnehmer innerhalb eines 
Rückzahlungsfensters, jeweils sechs 
Monate vor oder sechs Monate 
nach diesem Datum. Eine Nach-
schusspflicht des Darlehensnehmers 
besteht nicht. Ein Darlehensnehmer 
veranlagt zwischen EUR 50,00 und 
EUR 5.000,00, wobei in Ausnahme-
fällen auch höhere Beträge möglich 
sind.  

2.2. Gesamtpreis, Provisi-
on, Kosten und abgeführte 
Steuern 

Die Nutzung der Plattform und die Ver-
mittlung des Darlehensvertrags sind für 
den Verbraucher kostenfrei. 

Der individuelle Mindest-
Darlehensbetrag beträgt EUR 50,00, 
der Höchst-Darlehensbetrag 
EUR  5.000,00. Weitere Preisbe-
standteile, wie Provisionen, Entgel-
te, Gebühren, Abgaben oder Steu-
ern fallen nicht an; die Abwicklung 
des Darlehensverhältnisses ist für 
den Verbraucher nicht mit Kosten 
verbunden wobei die Transaktions-
kosten, die der Darlehensnehmer 
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Information Plattform Darlehensnehmer 

für das Crowdfunding zu tragen hat 
– insbesondere die Vergütung für 
die Abwicklung über das Treuhand-
konto und die Vergütung für das 
Listing auf der Plattform – vom 
Darlehensnehmer aus dem gewähr-
ten Darlehensbetrag gedeckt wer-
den dürfen. 
Die Zeichnung des Darlehens ist 
nicht umsatzsteuerpflichtig. Der 
Anleger erzielt Einkünfte aus Kapi-
talvermögen, sofern er als natürli-
che Person in Österreich  unbe-
schränkt steuerpflichtig ist und 
seinen Darlehensvertrag im Privat-
vermögen hält. Die Einkünfte wer-
den im Wege der Veranlagung mit 
dem Normalsteuersatz besteuert. 
Bei Anlegern, die mittels einer Kapi-
talgesellschaft in den Darlehens-
nehmer investieren, unterliegen die 
Gewinne aus den Beteiligungen der 
Körperschaftsteuer und der Kapital-
ertragssteuer. Die Steuerlast trägt 
jeweils der Anleger.  

2.3. Hinweise zu Risiken 
und Liquidität des Invest-
ments und zu Vergangen-
heitswerten 

Hinweise zu Risiken: Das angebotene Investment ist mit speziellen Risiken behaf-
tet. Diese stehen insbesondere in Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Ent-
wicklung des vom Darlehensgeber finanzierten Immobilien-Projekts des Darle-
hensnehmers. Bei qualifiziert nachrangigen Darlehen trägt der Verbraucher als 
Darlehensgeber ein unternehmerisches Risiko, das höher ist als das Risiko eines 
regulären Fremdkapitalgebers. Sämtliche Ansprüche des Darlehensgebers aus 
dem Nachrangdarlehensvertrag – insbesondere die Ansprüche auf Zinszahlung 
und Tilgung – können gegenüber dem Darlehensnehmer nicht geltend gemacht 
werden , wenn dies für den Darlehensnehmer einen bindenden Grund für die 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens, d.h. Zahlungsunfähigkeit oder Überschul-
dung, herbeiführen würde oder wenn in diesem Zeitpunkt bereits ein solcher 
Insolvenzgrund vorliegt (vorinsolvenzliche Durchsetzungssperre). Die Nachrang-
forderungen des Darlehensgebers treten außerdem im Falle der Durchführung 
eines Liquidationsverfahrens und im Falle der Insolvenz des Emittenten im Rang 
gegenüber sämtlichen gegenwärtigen und künftigen Forderungen aller anderen 
Gläubiger des Emittenten zurück (Ziffer 8 der Allgemeinen Darlehensbedingun-
gen). Die Nachrangforderungen werden also erst nach diesen anderen Forderun-
gen bedient, falls dann noch verteilungsfähiges Vermögen vorhanden sein sollte. 
Das Nachrangkapital dient den nicht im Rang zurückgetretenen Gläubigern als 
Haftungsgegenstand. Dies kann zum Totalverlust des investierten Kapitals füh-
ren. Bitte lesen Sie die ausführlichen Risikohinweise (Anlage 1 zu den Darle-
hensbedingungen).  
 
Hinweis zu Volatilität: Die Finanzdienstleistung bezieht sich nicht auf Finanzin-
strumente, deren Preis von Schwankungen auf dem Finanzmarkt abhängig ist, 
auf die der Darlehensnehmer keinen Einfluss hat.  
 
Hinweis zu Liquidität: Der Darlehensvertrag ist mit einer Mindestvertragslaufzeit 
versehen. Eine vorzeitige ordentliche Kündigung durch die Parteien ist nicht vor-
gesehen. Derzeit existiert kein liquider Zweitmarkt für die auf der Plattform ab-
geschlossenen Darlehensverträge. Das investierte Kapital kann daher bis zum 
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Ablauf der Mindestvertragslaufzeit gebunden sein. 
 
Hinweis zu Vergangenheitswerten: Bisherige Markt- oder Geschäftsentwicklun-
gen sowie in der Vergangenheit erwirtschaftete Erträge des Darlehensnehmers 
sind keine Grundlage oder Indikator für zukünftige Entwicklungen. 

2.4. Hinweis auf mögliche 
weitere Steuern oder Kos-
ten, die nicht vom Unter-
nehmer abgeführt oder 
von ihm in Rechnung ge-
stellt werden 

Die tatsächliche steuerliche Auswirkung der Darlehensgewährung und der damit 
erzielten Einnahmen hängt von der individuellen Steuersituation des Verbrau-
chers ab.  
Der Anleger erzielt Einkünfte aus Kapitalvermögen gemäß § 27 Abs. 2 Z 2 EStG, 
sofern er als natürliche Person in Österreich unbeschränkt steuerpflichtig ist und 
seinen Darlehensvertrag im Privatvermögen hält. Die Einkünfte werden im Wege 
der Veranlagung mit dem Normalsteuersatz besteuert. Bei Anlegern, die mittels 
einer Kapitalgesellschaft in den Darlehensnehmer investieren, unterliegen die 
Gewinne aus den Beteiligungen der Körperschaftsteuer und der Kapitalertrags-
steuer. Die Steuerlast trägt jeweils der Anleger. 
 
Es kann etwa sein, dass bei nicht in Österreich wohnhaften bzw ansässigen Per-
sonen das Steuerrecht anderer Länder und die relevanten Doppelbesteuerungs-
abkommen zu berücksichtigen sind. 

2.5. Zahlungs- und Erfül-
lungsmodalitäten 

Der Darlehensbetrag wird mit Vertragsschluss zur Zahlung fällig.  
 
Der Verbraucher hat den Darlehensbetrag innerhalb von drei Werktagen bargeld-
los auf das Projekt-Treuhandkonto beim Treuhänder secupay AG, Goethestraße 
6, 01896 Pulsnitz, Deutschland zu überweisen:  
 
Kontoinhaber: Treuhandkonto Idyllisch Wohnen im Vorstadtl 
Kontonummer (IBAN): DE30850400611005523610 
Bankleitzahl (BIC): COBADEFFXXX 
Kreditinstitut: Commerzbank CC 
Verwendungszweck: wird vom Plattformbetreiber mittels gesonderter E-Mail 
emissionsbezogen bekanntgegeben. 
 
Mit der Einzahlung auf dem Treuhandkonto hat der Verbraucher seine Zahlungs-
verpflichtung gegenüber dem Darlehensnehmer erfüllt. Wenn der Verbraucher 
den Darlehensbetrag nicht innerhalb von zwei Wochen ab Vertragsschluss ein-
zahlt, ist der Vertrag hinfällig.  
 
Wird innerhalb des – ggf. wirksam verlängerten – Funding-Zeitraums die Funding-
Schwelle in Höhe von EUR 50.000,00 durch Zeichnung weiterer Anleger nicht 
erreicht, scheitert das Funding. In diesem Fall wird der Darlehensbetrag kosten-
frei an den Verbraucher zurückgezahlt. Es bestehen dann keine weiteren gegen-
seitigen Ansprüche, insbesondere keine Zins- oder Schadensersatzansprüche des 
Verbrauchers. 

2.6. Fernkommunikati-
onsmittel 

Für die Benutzung von Fernkommunikationsmitteln werden dem Verbraucher 
keine Kosten in Rechnung gestellt. 

3.Angaben über den Fernabsatzvertrag 

3.1. Rücktrittsrecht des 
Verbrauchers 

Vgl. hierzu die in den AGB enthaltenen 
Rücktrittsbelehrungen.  
 
 

Der Verbraucher ist berechtigt, von 
seiner Vertragserklärung innerhalb 
von 14 Tagen ohne Angabe von 
Gründen mittels schriftlicher Erklä-
rung zurücktreten. Die Frist ist ge-
wahrt, wenn die Rücktrittserklärung 
vor Ablauf der Rücktrittsfrist abge-
sendet wird. Die Rücktrittserklärung 
ist zu richten an: 
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VMF Vermögensverwaltung GmbH, 
Heinrich Bablik-Straße 17, 2345 
Brunn am Gebirge 
Der Rücktritt ist mit keinen Kosten 
verbunden 

3.2. Mindestlaufzeit Plattform-Nutzungsvertrag: Keine  Darlehensvertrag: feste Vertrags-
laufzeit bis zum 01.07.2024, wobei 
der Darlehensnehmer das Darlehen 
nach seiner Wahl innerhalb eines 
Zeitraums von jeweils sechs Mona-
ten vor oder sechs Monaten nach 
diesem Tag zurückzahlen darf 
(„Rückzahlungsfenster“).Es besteht 
für den Darlehensnehmer eine ein- 
oder mehrmalige Verlängerungsop-
tion von bis zu 12 Monaten. 

3.3. Kündigungsbedingun-
gen 

Kündigungsfrist für die Nutzung der Platt-
form: eine Woche zum Monatsende. Das 
Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund 
bleibt unberührt. Kündigungen sind per E-
Mail an office@renditeboutique.at zu 
richten. 

Das Recht zur ordentlichen Kündi-
gung ist während der Mindest-
laufzeit des Darlehensvertrags (s.o.) 
für die Parteien ausgeschlossen. Das 
Recht zur außerordentlichen Kündi-
gung aus wichtigem Grund bleibt 
für beide Parteien unberührt. 

3.4. Ausübung des  Rück-
trittsrechts 

Vgl. hierzu die in den AGB enthaltenen 
Rücktrittsbelehrungen. 

Siehe dazu Punkt 3.1.  

3.5. Auf den Vertrag an-
wendbares Recht und 
Gerichtsstand 

Auf den Vertrag über die Nutzung der 
Crowdinvesting-Plattform ist österreichi-
sches Recht anzuwenden. Gerichtsstand 
für alle Rechtsstreitigkeiten aus diesem 
Vertrag ist gegenüber Nutzern, die Unter-
nehmer sind oder keinen allgemeinen 
Gerichtsstand in Österreich oder in einem 
anderen EU-Mitgliedsstaat haben, der Sitz 
der Rendite Boutique Crowdinvestment 
GmbH, Leopold Gattringer-Straße 43, 
2345 Brunn am Gebirge. In allen übrigen 
Fällen gilt der gesetzliche Gerichtsstand. 

Der Darlehensvertrag unterliegt 
österreichischem Recht. Hinsichtlich 
des Gerichtsstands gelten die ge-
setzlichen Regelungen.  

3.6. Vertrags- und Kom-
munikationssprachen 

Deutsch  Deutsch 

3.7.Außergerichtliches 
Beschwerde- und Rechts-
behelfsverfahren 

Wir weisen darauf hin, dass die nachfolgend benannte Stelle als Verbraucher-
schlichtungsstelle zuständig ist:  
 
Außergerichtliche Streitschlichtungsstelle  
Internet Ombudsmann  
Ungargasse 64-66/3/404 
1030 Wien 
Telefon: + 43 1 595 211 275 
Fax: + 43 1 595 21 12 99 
E-Mail: kontakt@ombudsstelle.at  
Website: www.ombudsstelle.at 

21. Garantiefonds/Ent-
schädigungsregelungen 

Es besteht keine Einlagensicherung, kein Garantiefonds und es bestehen keine 
Entschädigungsregelungen.  
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Allgemeine Geschäftsbedingungen der Rendite Boutique Crowdinvestment GmbH, Leopold 

Gattinger-Straße 43, 2345 Brunn am Gebirge, für die Nutzung der Website 

https://renditeboutique.at/ 

 

Die Rendite Boutique Crowdinvestment GmbH, Leopold Gattinger-Straße 43, 2345 Brunn am 

Gebirge („Plattformbetreiber“) betreibt unter https://renditeboutique.at/ eine Internetplattform 

(„Plattform“), über die Investoren via Crowdfunding (Schwarmfinanzierung) in Projekte von 

Unternehmen und sonstigen Institutionen investieren können.  

Auf der Plattform können sich Unternehmen (im Folgenden auch „Emittenten“) potenziellen 

Investoren vorstellen und Ihnen Informationen zu der geplanten Finanzierung zur Verfügung stellen 

(die Darstellung dieser Informationen auf der Plattform auch „Finanzierungsprojekt“). Die 

potenziellen Investoren erhalten auf der Grundlage dieser Informationen Gelegenheit, sich an der 

Finanzierung des jeweiligen Finanzierungsprojekts zu beteiligen („Schwarmfinanzierung“, 

„Crowdfunding“ oder „Funding“). Dies geschieht in Form einer Vielzahl von zweckgebundenen, 

qualifiziert nachrangigen Darlehen („Darlehen“), die innerhalb derselben Schwarmfinanzierung 

untereinander bis auf den jeweiligen Darlehensbetrag identisch ausgestaltet sind. Diese Teil-

Darlehen werden unmittelbar auf der Plattform in elektronischer Form rechtsverbindlich 

abgeschlossen.  

Um Zugang zu den Informationen und Finanzierungsprojekten zu erhalten sowie ggf. 

Darlehensverträge schließen zu können, muss ein potenzieller Investor sich zuvor auf der Plattform 

registrieren. 

Für jegliche Nutzung der Plattform durch (potenzielle) Investoren („Nutzer“) gelten ausschließlich die 

im Folgenden dargelegten Allgemeinen Geschäftsbedingungen („AGB“). 

 

I.  Geltungsbereich 

1.  Durch die Registrierung bei und Nutzung der Plattform kommt zwischen Nutzer und 

Plattformbetreiber ein Nutzungsvertrag zustande, der ausschließlich den nachfolgenden AGB 

unterliegt. Dieser Plattform-Nutzungsvertrag bildet den Rahmen für die Nutzung der 

Plattform zu Informationszwecken und für die Vermittlung einzelner Darlehensverträge 

zwischen Investoren und Emittenten durch die Plattform. Sowohl die Nutzung zu 

Informationszwecken als auch die Vermittlung der Darlehensverträge ist für die Nutzer 

kostenfrei. Jeder Vermittlungsvorgang, aber auch die der Vermittlung vorgelagerte Nutzung 

der Plattform zu Informationszwecken, stellt eine Finanzdienstleistung dar. 

Die AGB gelten für sämtliche Inhalte, Funktionen und sonstige Dienste, die auf der Plattform 

zur Verfügung gestellt werden. 

2.  Das Rechtsverhältnis zwischen Plattformbetreiber und Emittent ist nicht Gegenstand dieser 

AGB. Es bestimmt sich nach gesondert abzuschließenden Kooperationsverträgen 

(Crowdfunding-Projektverträgen). Ebenso wenig ist das Rechtsverhältnis zwischen Emittent 
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und Nutzer Gegenstand dieser AGB. Dieses bestimmt sich nach gesondert abzuschließenden 

Darlehensverträgen sowie den Allgemeinen Darlehensbedingungen. 

3.  Ein Anspruch auf Registrierung und Nutzung der Plattform besteht nicht. Es steht dem 

Plattformbetreiber jederzeit frei, einen Nutzer ohne Angabe von Gründen abzulehnen. 

 

II.  Registrierung / Vertragsabschluss  

1.  Der Abschluss des Vertrags erfolgt durch die Registrierung.  

2.  Um die Plattform vollumfänglich nutzen zu können, ist eine Registrierung unter 

wahrheitsgemäßer Angabe der abgefragten Daten zur Person als Nutzer erforderlich. Die 

Registrierung als Privatperson ist natürlichen Personen gestattet, die das 18. Lebensjahr 

vollendet haben, uneingeschränkt geschäftsfähig sind und ihren Wohnsitz in Österreich 

Deutschland oder der Schweiz haben. Mehrfachregistrierungen sind nicht gestattet. Nicht-

natürliche Personen müssen ihren Sitz in Österreich haben. Investoren müssen auf eigene 

Rechnung handeln. Die mehrfache Registrierung ein und derselben Person ist nicht gestattet. 

3.  Die Registrierung hat zwingend unter vollständiger wahrheitsgemäßer Angabe der 

abgefragten Daten zu erfolgen.  

4.  Um als Nutzer ein Vertragsangebot eines Emittenten annehmen zu können, ist des Weiteren 

eine vollständige wahrheitsgemäße Angabe der investorenspezifischen Daten notwendig, die 

bei oder nach der Registrierung abgefragt werden. 

5.  Nach Abschluss der Registrierung sendet der Plattformbetreiber dem Nutzer eine 

Bestätigungs-E-Mail zu. Durch Betätigung des dort angegebenen Links wird die Registrierung 

abgeschlossen. Nach Vertragsschluss kann der Nutzer seine Daten unter „Mein Konto“ 

jederzeit einsehen und ändern. 

6.  Die Registrierung unter Angabe unrichtiger Daten oder die Angabe falscher 

investorenspezifischer Daten ist unzulässig und führt zum Ausschluss des Nutzers von der 

Plattform. Der Nutzer hat den Plattformbetreiber diesbezüglich schad- und klaglos zu halten.  

7.  Der Nutzer verpflichtet sich, dafür Sorge zu tragen, dass während der Dauer der Nutzung der 

Plattform sämtliche gemachten Angaben stets wahrheitsgemäß sind und dem aktuellen 

Stand entsprechen. 

8.  Der Nutzer verpflichtet sich, dafür Sorge zu tragen, dass seine Zugangsdaten, insbesondere 

sein Passwort, Dritten nicht zugänglich gemacht werden. Sollte der Nutzer die Nutzungsdaten 

unbefugt an Dritte weitergeben, so haftet er für die durch diese Dritte gesetzten Handlungen 

wie für seine eigenen.  Sofern Anhaltspunkte für den Missbrauch des Nutzeraccounts 

bestehen oder Dritte dennoch Kenntnis von den Zugangsdaten erlangt haben, ist der Nutzer 

verpflichtet, dies umgehend gegenüber dem Plattformbetreiber anzuzeigen. 

9.  Der Plattformbetreiber wird die Zugangsdaten des Nutzers nicht an Dritte weitergeben und 

diese nicht per E-Mail oder Telefon bei ihm abfragen. 
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III.  Rücktrittsrecht für Verbraucher nach Konsumentenschutzgesetz betreffend die 

Darlehensverträge 

1. Als Verbraucher iSd österreichischen Konsumentenschutzgesetztes steht Ihnen ein 

Rücktrittsrecht gegenüber dem Emittenten zu. Um Ihr Rücktrittsrecht auszuüben, senden Sie 

uns bitte eine E-Mail an office@renditeboutique.at. 

2. Details hierzu sind der Vereinbarung mit dem Emittenten zu entnehmen.  

 

IV.  Leistungen des Plattformbetreibers und Nutzung der Plattform 

1.  Der Plattformbetreiber bietet den Nutzern die Möglichkeit, über die Plattform Kontakt zu 

Emittenten aufzunehmen. 

2.  Der Plattformbetreiber bietet Emittenten die Möglichkeit, potenziellen Investoren auf der 

Plattform Informationen und Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Außerdem bietet der 

Plattformbetreiber den Emittenten die Möglichkeit, potenziellen Investoren über die 

Plattform ein rechtlich bindendes Angebot auf Abschluss eines Darlehensvertrags zu 

unterbreiten und entsprechende Verträge abzuschließen. Der Plattformbetreiber beschränkt 

sich in diesem Zusammenhang darauf, die technischen Rahmenbedingungen für den 

Abschluss der Verträge zur Verfügung zu stellen, den Versand von Unterlagen zu 

organisieren, Willenserklärungen als Bote zu übermitteln und den Emittenten bestimmte 

weitere Dienstleistungen im Rahmen der Anbahnung und Abwicklung der Darlehens-

Vertragsverhältnisse zu erbringen (insb. Vertrags-Management und Zahlungsüberwachung). 

Darüberhinausgehende Leistungen werden von dem Plattformbetreiber nicht erbracht. 

Insbesondere hat der Plattformbetreiber kein eigenes Handlungsermessen hinsichtlich des 

Abschlusses von Verträgen oder der Steuerung des Funding-Prozesses, wird nicht selbst 

Partei der Darlehensverträge, tritt beim Abschluss dieser Verträge nicht als Bevollmächtigter 

einer Partei auf und nimmt im Rahmen der vermittelten Verträge keine Zahlungen entgegen. 

Er erbringt keine Dienstleistungen, die eine Erlaubnis nach dem Kreditwesengesetz, dem 

Alternativfinanzierungs- oder Investmentfondsgesetz oder dem Zahlungsdienstgesetz 

erfordern. Zahlungen werden ausschließlich über einen Zahlungstreuhänder (lizenziertes 

Zahlungsinstitut) abgewickelt.   

3.  Die Nutzung der Plattform ist für den Nutzer unentgeltlich. 

4.  Der Plattformbetreiber übt keine Beratungstätigkeit aus und erbringt keine 

Beratungsleistungen. Insbesondere werden keine Finanzierungs- und/oder Anlageberatung 

sowie keine steuerliche und/oder rechtliche Beratung erbracht. Die technische Bereitstellung 

von Informationen auf der Plattform und die Möglichkeit des Vertragsschlusses über die 

Plattform stellen keine Empfehlung oder Anlageberatung. Nutzern wird vor Abschluss von 

Verträgen geraten, sich in wirtschaftlicher, steuerlicher und rechtlicher Hinsicht, 

insbesondere von einem Rechtsanwalt und Steuerberater, beraten zu lassen. Der 

Plattformbetreiber nimmt im Vorfeld des Einstellens eines Finanzierungsprojekts eines 

Emittenten auf der Plattform lediglich eine Prüfung nach formalen Kriterien vor. Das 
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Einstellen auf der Plattform stellt keine Investitionsempfehlung dar. Der Plattformbetreiber 

beurteilt nicht die Bonität des Emittenten und überprüft nicht die von diesem zur Verfügung 

gestellten Informationen auf ihren Wahrheitsgehalt, ihre Vollständigkeit oder ihre Aktualität. 

Der Plattformbetreiber gibt Investoren keine persönlichen Empfehlungen zum Erwerb von 

Finanzinstrumenten auf Grundlage einer Prüfung der persönlichen Umstände des jeweiligen 

Investors. Soweit vom Nutzer nicht eine gesonderte Einwilligung zur Datenerhebung erteilt 

wird, werden die persönlichen Umstände eines Nutzers nur insoweit erfragt, wie dies 

entweder zur Abwicklung der Vertragsverhältnisse erforderlich oder – im Rahmen der 

Anlagevermittlung – wie es gesetzlich vorgeschrieben ist. Im Rahmen der Anlagevermittlung 

erfolgt dies mit dem Ziel, die gesetzlich vorgeschriebenen Hinweise zu erteilen, nicht aber mit 

dem Ziel, dem Investor eine persönliche Empfehlung zum Erwerb eines bestimmten 

Finanzinstruments auszusprechen. 

5.  Kommentare von Nutzern, die auf der Plattform bzw. den dazugehörigen Blogs etc. 

abgegeben werden und unangemessen sind oder gegen geltendes Recht verstoßen, sind 

nicht gestattet und werden umgehend gelöscht. Verstöße gegen diese Regelung können zu 

einer Schadensersatzverpflichtung des Nutzers sowie zum sofortigen Ausschluss des Nutzers 

von der Nutzung der Plattform führen. 

 

V.  Durchführung eines Investments / Informationserteilung durch den Emittenten 

Der Nutzer hat die Möglichkeit, über die Plattform ein Investment abzuschließen.  

Der grobe Ablauf wird – lediglich zu informationszwecken und ohne Gewähr für die 

Vollständigkeit der Angaben - skizziert wie folgt. Der Plattformbetreiber weist in diesem 

Zusammenhang jedoch darauf hin, dass die hierin vereinbarten AGB lediglich für das 

Verhältnis Nutzer und Plattformbetreiber und nicht für das Vertragsverhältnis Emittent und 

Nutzer gilt.  

1.  Ein potenzieller Investor registriert sich als Nutzer der Plattform und informiert sich über die 

Finanzierungsprojekte. Hierzu nutzt er die von dem jeweiligen Emittenten zur Verfügung 

gestellten Informationen und Unterlagen. 

2.  Zum Abschluss eines Darlehensvertrags nimmt der Nutzer das vom Emittenten unterbreitete 

Angebot in der von ihm gewählten Höhe über den dafür vorgesehenen Prozess auf der 

Plattform rechtswirksam an („Zeichnungserklärung“).  

3.  Die auf der Plattform zur Verfügung gestellten Unterlagen erheben ausdrücklich nicht den 

Anspruch, alle Informationen zu enthalten, die für die Beurteilung der jeweils angebotenen 

Anlage erforderlich sind. Sie stellen keinen Prospekt im Rechtssinne dar. Für ein öffentliches 

Angebot von Wertpapieren oder Veranlagungen iSd AltFG mit einem Gesamtgegenwert von 

bis zu EUR 250.000 (bei Genossenschaftsanteilen bis zu EUR 750.000) besteht weder eine 

Prospektpflicht noch eine Informationspflicht. Bei einem öffentlichen Angebot von über EUR 

250.000 bis zu einem Gesamtgegenwert von weniger als EUR 2 Mio. besteht lediglich die 

Pflicht zur Erstellung eines Informationsblatts nach dem AltFG. Zu den Informationspflichten 

zählen auch die unverzügliche Veröffentlichungspflicht des aktuellen Jahresabschlusses sowie 

eine jährliche Aktualisierung der Angaben. Bei einem öffentlichen Angebot ab einem 

https://www.fma.gv.at/glossary/prospektpflicht/
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Gesamtgegenwert von EUR 2 Mio. innerhalb von 12 Monaten ist ein Prospekt zu 

veröffentlichen.  

 Für die Einhaltung dieser Offenlegungs- und Informationspflichten haftet der Emittent 

gegenüber dem Nutzer. Für den Inhalt der Unterlagen ist ausschließlich der Emittent 

verantwortlich. 

Der Plattformbetreiber empfiehlt den Nutzern demnach die Möglichkeit, den Emittenten 

über die Plattform Fragen zu stellen, bevor sie eine Investitionsentscheidung treffen. Nutzer 

sollten sich aus unabhängigen Quellen informieren, wenn sie unsicher sind, ob sie einen 

Nachrangdarlehensvertrag abschließen sollten.  

Eine fachkundige Beratung kann durch die auf der Plattform zur Verfügung gestellten 

Unterlagen nicht ersetzt werden. Nutzer sollten sich vor Abschluss eines qualifiziert 

nachrangigen Darlehensvertrages über die rechtlichen, wirtschaftlichen und steuerlichen 

Folgen eines solchen Investments informieren.  

Bei qualifiziert nachrangigen Darlehen tragen Nutzer als Darlehensgeber ein un-

ternehmerisches Risiko, das höher ist als das Risiko eines regulären Fremdkapitalgebers. Das 

Darlehenskapital einschließlich der Zinsansprüche kann aufgrund des qualifizierten 

Rangrücktritts nicht zurückgefordert werden, wenn dies für den Darlehensnehmer einen 

Insolvenzgrund herbeiführen würde. Dies kann zum Totalverlust des investierten Kapitals und 

der Zinsen führen. Nutzer sollten die ausführlichen Risikohinweise beachten.  

Die jeweilige Darlehenssumme kann vom Nutzer im vorgegebenen Rahmen frei gewählt 

werden. Für ein Investment darf der Nutzer nur eigene liquide Mittel verwenden, die frei von 

Rechten Dritter sind. 

4. Die genauen Details sind direkt mit dem Emittenten abzustimmen, der Plattformbetreiber 

übernimmt für den hierin dargestellten generellen Ablauf keine Gewähr noch ist dieser 

Vertragsinhalt im Verhältnis Emittent und Nutzer.  

 

VI.  Laufzeit und Kündigung 

1.  Der nach diesen AGB bestehende Nutzungsvertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er 

kann jederzeit durch den Nutzer oder den Plattformbetreiber mit einer Frist von einer 

Woche zum Monatsende gekündigt werden. Das Recht zur außerordentlichen Kündigung 

bleibt hiervon unberührt. 

2.  Kündigungen des Nutzers sind per E-Mail an office@renditeboutique.at zu richten. Über 

Kündigungen durch den Plattformbetreiber wird der Nutzer per E-Mail an seine zuletzt auf 

der Plattform hinterlegte E-Mail-Adresse informiert. 

3.  Es wird klargestellt, dass eine Kündigung dieses Nutzungsvertrages bestehende 

Vertragsverhältnisse zwischen Nutzern und Unternehmen, insbesondere bestehende 

Darlehensverträge, nicht berührt.  
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VII.  Verfügbarkeit 

Der Plattformbetreiber ist bestrebt, im Rahmen des technisch Machbaren und wirtschaftlich 

Zumutbaren eine umfassende Verfügbarkeit der Plattform anzubieten. Der 

Plattformbetreiber übernimmt hierfür jedoch keine Gewährleistung. Insbesondere können 

Wartungsarbeiten, Sicherheits- und Kapazitätsgründe, technische Gegebenheiten sowie 

Ereignisse außerhalb des Herrschaftsbereichs des Plattformbetreibers zu einer 

vorübergehenden oder dauerhaften Nichterreichbarkeit der Plattform führen. Der 

Plattformbetreiber behält sich vor, den Zugang zur Plattform jederzeit und soweit jeweils 

erforderlich einzuschränken, z.B. zur Durchführung von Wartungsarbeiten. 

 

VIII.  Dokumente  

Der Nutzer ist nicht zur Weitergabe oder Vervielfältigung jeglicher Dokumente, 

Informationen und Unterlagen berechtigt, welche der Nutzer von der Plattform 

heruntergeladen hat. Ausgenommen von dieser Verpflichtung sind Informationen und 

Unterlagen, die öffentlich zugänglich sind. Diese Verpflichtung gilt unbefristet auch über die 

zeitliche Nutzung der Plattform hinaus sowie auch bei Beendigung dieses Nutzungsvertrages 

fort. Verstößt ein Nutzer gegen diese Verpflichtung, kann dies zu einer Schadensersatzpflicht 

führen. 

 

IX.  Datenschutz 

Die Erhebung und Verwendung von personenbezogenen Daten des Nutzers erfolgt 

ausschließlich im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere unter 

Berücksichtigung des geltenden Datenschutzrechts. Nähere Informationen hierzu gibt die 

gesonderte Datenschutzerklärung des Plattformbetreibers unter 

https://renditeboutique.at/datenschutz/ 

 

X.  Haftung 

1.  Die Haftung des Plattformbetreibers für vertragliche Pflichtverletzungen sowie aus 

deliktischer Haftung ist auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit, ausgenommen von 

Personenschäden, beschränkt. 

2.  Darüber hinaus haftet der Plattformbetreiber bei einfacher Fahrlässigkeit nur bei Verletzung 

von solchen wesentlichen Vertragspflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße 

Durchführung des Vertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Nutzer 

regelmäßig vertrauen darf („Kardinalpflichten“). Als Kardinalpflichten gelten insbesondere 

die von dem Plattformbetreiber durchzuführende Angemessenheitsprüfung des 

Crowdfundings in Bezug auf den Kunden sowie die Unterhaltung der technischen 

Rahmenbedingungen für die Abgabe von bindenden Zeichnungserklärungen über die digitale 

Zeichnungsstrecke. Die Haftung für Kardinalpflichten ist auf solche typischen Schäden 
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und/oder einen solchen typischen Schadensumfang begrenzt, wie sie/er zum Zeitpunkt des 

Vertragsschlusses vorhersehbar war/en.  

3.  Vorstehende Beschränkungen gelten auch für gesetzliche Vertreter, leitende Angestellte, 

Mitarbeiter oder Erfüllungsgehilfen des Plattformbetreibers. 

4.  Vorstehende Beschränkungen gelten nicht für die Haftung aus der Verletzung von Leben, 

Körper oder Gesundheit und nach dem Produkthaftungsgesetz sowie bei der Übernahme 

ausdrücklicher Garantien seitens des Plattformbetreibers. 

5.  Der Plattformbetreiber haftet weder für die Informationen, die Emittenten auf der Plattform 

über sich zur Verfügung stellen, noch für die Wirksamkeit der zwischen dem Nutzer und dem 

Emittenten abgeschlossenen Darlehensverträge. Die auf der Plattform von Emittenten über 

sich selbst zur Verfügung gestellten Informationen beruhen ausschließlich auf Aussagen und 

Unterlagen der Emittenten selbst. Die Verantwortung dafür, dass diese Informationen 

zutreffend, aktuell und vollständig sind, liegt allein bei dem jeweiligen Emittenten. Eine 

Prüfung der zur Verfügung gestellten Informationen durch den Plattformbetreiber erfolgt 

nicht. 

6.  Die Website des Plattformbetreibers enthält Links auf externe Webseiten Dritter. Auf die 

Inhalte dieser direkt oder indirekt verlinkten Webseiten hat der Plattformbetreiber keinen 

Einfluss. Für die Richtigkeit der Inhalte ist immer der jeweilige Anbieter oder Betreiber 

verantwortlich, weshalb der Plattformbetreiber diesbezüglich keinerlei Gewähr übernimmt. 

Die fremden Webseiten hat der Plattformbetreiber zum Zeitpunkt der Verlinkung auf 

mögliche Rechtsverstöße überprüft. Zum Zeitpunkt der Verlinkung waren keinerlei 

Rechtsverletzungen erkennbar. Eine ständige Überprüfung sämtlicher Inhalte der vom 

Plattformbetreiber verlinkten Seiten ohne tatsächliche Anhaltspunkte für einen 

Rechtsverstoß kann der Plattformbetreiber nicht leisten. Falls dem Plattformbetreiber 

Rechtsverletzungen bekannt werden, wird der Plattformbetreiber die entsprechenden Links 

sofort entfernen. 

 

XI.  Schlussbestimmungen 

1.  Der Plattformbetreiber kann im Bedarfsfall die AGB ändern,  

- soweit der Plattformbetreiber verpflichtet ist, die Übereinstimmung der AGB mit 

anwendbarem Recht oder behördlichen Vorgaben herzustellen;  

- soweit der Plattformbetreiber damit einem gegen ihn oder einen seiner 

Subdienstleister gerichteten Gerichtsurteil oder einer Behördenentscheidung oder 

der Aufforderung einer Behörde nachkommt bzw. um Beanstandungen einer 

Behörde zu vermeiden oder ihnen abzuhelfen und/oder 

- soweit Änderungen des für das Vertragsverhältnis zwischen den Parteien relevanten 

Rechtsrahmens, der Rechtsprechung, der Verwaltungspraxis einer zuständigen 

Aufsichtsbehörde und/oder Änderungen sonstiger vertragsrelevanter Umstände, die 

außerhalb des Einflussbereichs beider Parteien liegen, eine Anpassung der AGB 
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erforderlich machen (z.B. weil die insofern relevanten Klauseln in den AGB aufgrund 

solcher Änderungen nunmehr als in Allgemeinen Geschäftsbedingungen unwirksam 

erachtet werden oder weil ein Fortgelten der AGB ohne entsprechende Anpassungen 

zu einem aufsichtsrechtlich sanktionierbaren Verstoß führen würde) 

und sich aus den vom Plattformbetreiber vorgenommenen Änderungen keine für den Nutzer 

unzumutbaren Folgen und keine Änderungen an den vertraglichen Leistungen ergeben, die 

im Gegenseitigkeitsverhältnis stehen, es sei denn, solche Änderungen sind am oben 

genannten Maßstab gemessen unvermeidbar. 

Der Plattformbetreiber übermittelt die geänderten AGB dem Nutzer vor dem geplanten 

Inkrafttreten in Textform und weist ihn auf die Neuregelungen sowie das Datum des 

geplanten Inkrafttretens gesondert hin. Zugleich wird der Plattformbetreiber dem Nutzer 

eine angemessene, mindestens zwei Monate lange Frist für die Erklärung einräumen, ob 

dieser die geänderten AGB für die weitere Inanspruchnahme der Leistungen akzeptiert. 

Erfolgt innerhalb dieser Frist, welche ab Erhalt der Nachricht in Textform zu laufen beginnt, 

keine Erklärung, so gelten die geänderten Bedingungen als vereinbart. Der 

Plattformbetreiber wird den Nutzer bei Fristbeginn gesondert auf diese Rechtsfolge, d.h. das 

Widerspruchsrecht, die Widerspruchsfrist und die Bedeutung des Schweigens hinweisen. 

2.  Auf diese Nutzungsbedingungen gelangt ausschließlich österreichisches Recht zur 

Anwendung. Vertragssprache und maßgebliche Sprache für die Kommunikation zwischen 

dem Plattformbetreiber und dem Nutzer ist Deutsch. 

3.  Gerichtsstand für alle Rechtsstreitigkeiten aus diesem Vertragsverhältnis ist gegenüber 

Nutzern, die Unternehmer sind oder keinen allgemeinen Gerichtsstand in Österreich oder in 

einem anderen EU-Mitgliedsstaat haben, der Sitz des Plattformbetreibers. In allen übrigen 

Fällen gilt der gesetzliche Gerichtsstand. 

4.  Sollten einzelne Bestimmungen dieser AGB nichtig, unwirksam oder nicht durchführbar sein 

oder werden, so wird die Gültigkeit dieser AGB im Übrigen hiervon nicht berührt. Die 

Parteien sind in diesem Fall verpflichtet, die nichtigen, unwirksamen oder undurchführbaren 

Bestimmungen durch solche Bestimmungen zu ersetzen, die in gesetzlich zulässiger Weise 

dem mit den nichtigen, unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmungen verfolgten 

Zweck am nächsten kommen. Gleiches gilt für den Fall von Regelungslücken. 

5. Die Europäische Kommission hat unter http://ec.europa.eu/consumers/odr/ eine 

Europäische Online-Streitbeilegungsplattform eingerichtet. Diese Plattform kann ein 

Verbraucher für die außergerichtliche Beilegung einer Streitigkeit aus Online-Verträgen mit 

einem in der EU niedergelassenen Unternehmen nutzen. Hierzu muss er ein Online-

Beschwerdeformular ausfüllen, das unter der genannten Adresse erreichbar ist. 
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